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137. Kundmachung: Rücknahme eines Vorbehaltes Griechenlands zum Zusatzprotokoll zur Konvention
zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten

138. Protokoll Nr. 6 zur Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten über die
Abschaffung der Todesstrafe
(NR: GP XVI RV 47 AB 101 S. 20. BR: AB 2762 S. 439.)

139. Zusatzprotokoll zum Abkommen über die vorübergehende zollfreie Einfuhr von medizinischen,
chirurgischen und Laboratoriums-Geräten zur leihweisen Verwendung in Kranken-
anstalten und anderen medizinischen Instituten zum Zwecke der Diagnose oder
Krankenbehandlung
(NR: GP XVI RV 363 AB 388 S. 72. BR: AB 2926 S. 455.)

137 . Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 2. April 1985 betreffend die Rücknahme
eines Vorbehaltes Griechenlands zum Zusatz-
protokoll zur Konvention zum Schutz der
Menschenrechte und Grundfreiheiten vom

20. März 1952

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Euro-
parates hat Griechenland den anläßlich der

Unterzeichnung des Protokolls zur Konvention
zum Schutz der Menschenrechte und Grundfrei-
heiten erklärten Vorbehalt (kundgemacht in BGBl.
Nr. 210/1958) am 26. Jänner 1985 mit Wirksam-
keit vom 1. Jänner 1984 zurückgezogen.

Steger

138.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages, der verfassungsergänzend ist, wird genehmigt.

(Übersetzung)

PROTOKOLL NR. 6 ZUR
KONVENTION ZUM
SCHUTZE DER MEN-
SCHENRECHTE UND

GRUNDFREIHEITEN
ÜBER DIE ABSCHAF-
FUNG DER TODES-

STRAFE

Die Mitgliedstaaten des Euro-
parates, die dieses Protokoll zu
der in Rom am 4. November
1950 unterzeichneten Konven-
tion zum Schutze der Menschen-
rechte und Grundfreiheiten *) (im

*) Kundgemacht in BGBl.
Nr. 210/1958
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folgenden als „Konvention"
bezeichnet) unterzeichnen in der
Erwägung, daß die in verschiede-
nen Mitgliedstaaten des Europa-
rates eingetretene Entwicklung
eine allgemeine Tendenz zu Gun-
sten der Abschaffung der Todes-
strafe zum Ausdruck bringt,
haben folgendes vereinbart:

Artikel 1

Die Todesstrafe ist abgeschafft.
Niemand darf zu dieser Strafe
verurteilt oder hingerichtet wer-
den.

Artikel 2

Ein Staat kann durch Gesetz
die Todesstrafe für Taten vorse-
hen, welche in Kriegszeiten oder
bei unmittelbarer Kriegsgefahr
begangen werden; diese Strafe
darf nur in den Fällen, die im
Gesetz vorgesehen sind und in
Übereinstimmung mit dessen
Bestimmungen angewendet wer-
den. Der Staat übermittelt dem
Generalsekretär des Europarates
die einschlägigen Rechtsvor-
schriften.

Artikel 3

Die Bestimmungen dieses Pro-
tokolls dürfen nicht nach Art. 15
der Konvention außer Kraft
gesetzt werden.

Artikel 4

Vorbehalte nach Art. 64 der
Konvention zu Bestimmungen
dieses Protokolls sind nicht zuläs-
sig.

Artikel 5

1. Jeder Staat kann bei der
Unterzeichnung oder bei der
Hinterlegung der Ratifikations-,
Annahme- oder Genehmigungs-
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Urkunde einzelne oder mehrere
Hoheitsgebiete bezeichnen, auf
die dieses Protokoll Anwendung
findet.

2. Jeder Staat kann jederzeit
danach durch eine an den Gene-
ralsekretär des Europarates
gerichtete Erklärung dieses Pro-
tokoll auf jedes weitere in der
Erklärung bezeichnete Hoheits-
gebiet erstrecken. Das Protokoll
tritt für dieses Hoheitsgebiet am
ersten Tag des Monats in Kraft,
der dem Eingang der Erklärung
durch den Generalsekretär folgt.

3. Jede gemäß den zwei voran-
gegangenen Absätzen abgege-
bene Erklärung kann durch eine
Notifikation an den Generalse-
kretär hinsichtlich jenes Hoheits-
gebietes, das in einer solchen
Erklärung bezeichnet ist, zurück-
genommen werden. Die Zurück-
nahme wird mit dem ersten Tag
des dem Eingang einer solchen
Notifikation beim Generalsekre-
tär folgenden Monates wirksam.

Artikel 6

Die Vertragsstaaten betrachten
die Art. 1 bis 5 dieses Protokolles
als Zusatzartikel zur Konvention;
alle Bestimmungen der Konven-
tion sind dementsprechend anzu-
wenden.

Artikel 7

Dieses Protokoll liegt für die
Mitgliedstaaten des Europarates,
die die Konvention unterzeichnet
haben, zur Unterzeichnung auf.
Es bedarf der Ratifikation,
Annahme oder Genehmigung.
Ein Mitgliedstaat des Euröpara-
tes kann dieses Protokoll nur rati-
fizieren, annehmen oder geneh-
migen, wenn gleichzeitig oder
früher die Konvention ratifiziert
wurde. Die Ratifikations-,
Annahme- oder Genehmigungs-
urkunden werden beim General-
sekretär des Europarates hinter-
legt.
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Artikel 8

1. Dieses Protokoll tritt am
ersten Tag des Monats in Kraft,
der auf den Tag folgt, an dem
fünf Mitgliedstaaten des Europa-
rates nach Art. 7 ihre Zustim-
mung ausgedrückt haben, durch
das Protokoll gebunden zu sein.

2. Jedem Mitgliedstaat, der spä-
ter seine Zustimmung ausdrückt,
durch das Protokoll gebunden zu
sein, tritt es am ersten Tag des
Monats in Kraft, der auf die Hin-
terlegung der Ratifikations-,
Annahme- oder Genehmigungs-
urkunde folgt.

Artikel 9

Der Generalsekretär des Euro-
parates notifiziert den Mitglied-
staaten des Europarates

a) jede Unterzeichnung;
b) jede Hinterlegung einer

Ratifikations-, Annahme-
oder Genehmigungsur-
kunde;

c) jeden Zeitpunkt des Inkraft-
tretens dieses Protokolls
nach Art. 5 und 8;

d) jeden anderen Rechtsakt,
jede Notifikation oder Mit-
teilung, die sich auf dieses
Protokoll bezieht.

Zu Urkund dessen haben die
hiezu gehörig befugten Unter-
zeichneten dieses Protokoll
unterschrieben.

Geschehen zu Straßburg am
28. April 1983 in englischer und
französischer Sprache, wobei
jeder Wortlaut gleichermaßen
authentisch ist, in einer Urschrift,
die in den Archiven des Europa-
rates hinterlegt wird. Der Gene-
ralsekretär des Europarates über-
mittelt allen Mitgliedstaaten des
Europarates beglaubigte Ab-
schriften.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifikations-
urkunde wurde am 5. Jänner 1984 hinterlegt; das Protokoll tritt gemäß seinem Artikel 8 Abs. 1 für Öster-
reich am 1. März 1985 in Kraft.

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs des Europarates haben nachstehende Staaten dieses Proto-
koll ratifiziert: Dänemark, Luxemburg, Schweden, Spanien.

Steger
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139.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

(Übersetzung)

ZUSATZPROTOKOLL
ZUM ABKOMMEN ÜBER
DIE VORÜBERGEHENDE
ZOLLFREIE EINFUHR
VON MEDIZINISCHEN,
CHIRURGISCHEN UND
LABORATORIUMS-GERÄ-
TEN ZUR LEIHWEISEN
VERWENDUNG IN KRAN-
KENANSTALTEN UND
ANDEREN MEDIZINI-
SCHEN INSTITUTEN
ZUM ZWECKE DER DIA-
GNOSE ODER KRANKEN-

BEHANDLUNG

Die Mitgliedstaaten des Euro-
parates, die Vertragsparteien des
Abkommens vom 28. April 1960
über die vorübergehende zollfreie
Einfuhr von medizinischen, chir-
urgischen und Laboratoriums-
Geräten zur leihweisen Verwen-
dung in Krankenanstalten und
anderen medizinischen Instituten
zum Zwecke der Diagnose oder
Krankenbehandlung *) (im fol-
genden als „Abkommen" be-
zeichnet) sind,

unter Bedachtnahme auf die
Artikel 1 und 2 des Abkommens,
wonach solche Geräte unter
bestimmten Voraussetzungen
zollfrei eingeführt werden dür-
fen,

in der Erwägung, daß die Mit-
gliedstaaten der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft bei Ge-
währung einer solchen Zollbefrei-
ung insbesondere auf den von
ihnen festgelegten Gemeinsamen
Zolltarif Bedacht zu nehmen
haben und daß jede Abweichung
hievon in die Zuständigkeit der
Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft fällt, die auf Grund des
Gründungsvertrages hiezu über
die erforderlichen Befugnisse ver-
fügt und

*) Kundgemacht in BGBl. Nr.
288/1961
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in der Erkenntnis, daß es daher
für die Anwendung der Artikel 1
und 2 des Abkommens notwendig
wäre, daß die Europäische Wirt-
schaftsgemeinschaft Vertragspar-
tei des Abkommens werden kann,

sind wie folgt übereingekom-
men:

Artikel 1

Die Europäische Wirtschafts-
gemeinschaft kann durch Unter-
zeichnung des Abkommens Ver-
tragspartei werden. Für die
Gemeinschaft tritt das Abkom-
men am ersten Tag des Monats in
Kraft, der auf die Unterzeich-
nung folgt.

Artikel 2

1. Dieses Zusatzprotokoll
wird zur Annahme durch die
Vertragsparteien des Abkommens
aufgelegt. Es tritt am ersten Tag
des Monats in Kraft, der auf den
Tag folgt, an welchem die letzte
Vertragspartei ihre Annahmeer-
klärung beim Generalsekretär des
Europarates hinterlegt hat.

2. Dieses Zusatzprotokoll
tritt jedoch nach Ablauf von zwei
Jahren nach dem Zeitpunkt in
Kraft, ab dem es zur Annahme
aufgelegt worden ist, es sei denn,
eine Vertragspartei hätte einen
Einwand gegen sein Inkrafttreten
notifiziert. Wurde ein solcher
Einwand notifiziert, so findet
Absatz 1 dieses Artikels Anwen-
dung.

Artikel 3

Ab dem Zeitpunkt seines
Inkrafttretens bildet dieses
Zusatzprotokoll einen wesentli-
chen Bestandteil des Abkommens.
Ab diesem Zeitpunkt kann kein
Staat mehr Vertragspartei des
Abkommens werden, ohne
gleichzeitig Vertragspartei des
Zusatzprotokolls zu werden.

Artikel 4

Der Generalsekretär des Euro-
parates teilt den Mitgliedstaaten
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des Europarates, allen Staaten,
die dem Abkommen beigetreten
sind, und der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft jede An-
nahme und jeden Einwand im
Sinne des Artikels 2 sowie den
Zeitpunkt des Inkrafttretens die-
ses Zusatzprotokolls gemäß Arti-
kel 2 mit.

Ebenso informiert der General-
sekretär die Europäische Wirt-
schaftsgemeinschaft über jede
Rechtshandlung, Notifikation
oder sonstige Bekanntgabe,
soweit diese das Abkommen
betreffen.

Geschehen zu Straßburg am
29. September 1982 in englischer
und französischer Sprache und
zur Annahme aufgelegt ab 1. Jän-
ner 1983. Je eine Ausfertigung
des Textes in englischer und fran-
zösischer Sprache, die beide glei-
chermaßen authentisch sind, wer-
den im Archiv des Europarates
hinterlegt. Der Generalsekretär
des Europarates wird allen Mit-
gliedstaaten, allen zur Annahme
des Abkommens eingeladenen
Staaten und der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft beglau-
bigte Abschriften übermitteln.

Das Zusatzprotokoll tritt gemäß seinem Artikel 2 Absatz 2 am 1. Jänner 1985 für Österreich in Kraft.

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Europarates ist dieses Zusatzprotokoll am selben Tag für
nachstehende Staaten in Kraft getreten: Belgien, Bundesrepublik Deutschland, Dänemark, Frankreich,
Griechenland, Irland, Island, Italien, Luxemburg, Malta, Niederlande (einschließlich Niederländische
Antillen), Norwegen, Portugal, Schweden, Schweiz, Spanien, Türkei, Vereinigtes Königreich Großbritan-
nien und Nordirland und Zypern.

Steger
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